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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


1. zu der von der Bundesregierung beschlossenen Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 12/75 — Erhöhung des 
Zoilkontingents 1975 für Elektrobieche) 

— Drucksache 7/4685 — 

2. zu der von der Bundesregierung beschlossenen Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 3/76 — Zoilkontingente 
für Walzdraht und Elektrobieche — 1. Halbjahr 1976) 

— Drucksache 7/4654 — 

3. zu der von der Bundesregierung beschiossenen Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Teil-Zolitarifs (Nr. 4/76 — Besondere 
Zoilsätze gegenüber Israel — EGKS) 

— Drucksache 7/4674 — 


A. Probleme und Lösungen 

Zu 1. und 2. 

Problem 

Die Preisgestaltung von gewissen Stahlsorten und Halberzeug- 
nissen soll stabilisiert werden. 

Lösung 

Die Bundesregierung will deshalb von zwei Ermächtigungen 
der Kommission Gebrauch machen und 

1. das Zollkontingent für Elektrobieche für das Kalenderjahr 
1975 um 200 t auf insgesamt 1 500 t erhöhen, 

2. das Zollkontingent für Walzdraht und Elektrobieche mit 
9 900 t und 950 t auch für das 1. Halbjahr 1976 

eröffnen. 
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Zu 3. 

Problem 

Israel sollen Zoilpräferenzen eingeräumt werden. 

Lösung 

Die Bundesregierung will deshalb von einer Ermächtigung der 
EG-Kommission Gebrauch machen und für Waren des EGKS- 
Bereichs gegenüber Einfuhren aus Israel die Zollsätze zum 
1. Januar 1976 auf 20 v. H. herabsetzen. 

Die Ausnutzung dieser Ermächtigungen ist von der Zustimmung 
des Bundestages abhängig. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternative 

Ein Antrag auf Versagung der Zustimmung wurde nicht ge- 
stellt. 


D. Kosten 

Wirtschaftszone haben keine fiskalischen Zielsetzungen. Im 
übrigen handelt es sich um die Fortsetzung von bestehenden 
Maßnahmen. 
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A. Bericht des Abgeordneten Wolfram (Recklinghausen) 


Die Zoll-Verordnungen — Drucksachen 7/4685, 
7/4654, 7/4674 — wurden vom Deutschen Bundestag 
in seiner 221. und 224. Sitzung am 12. und 19. Fe- 
bruar 1976 beraten und an den Ausschuß für Wirt- 
schaft überwiesen. 

Die Verordnungen können nach § 77 Abs. 1 Nr. 1 
des Zollgesetzes nur mit Zustimmung des Bundes- 
tages in Kraft treten. 

1. Die im Rat vereinigten Vertreter der Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl treffen seit Jah- 
ren einstimmige Vereinbarungen über halbjähr- 
lich befristete Ausnahmen von den harmonisier- 
ten Stahlzöllen der Gemeinschaft. Die letzte der- 
artige Entscheidung wurde am 17. November 
1975 für das 1. Halbjahr 1976 getroffen. Die 
Kommission hat deshalb am 5. Dezember 1975 
die Mitgliedstaaten ermächtigt, von den sich aus 
Artikel 1 der Empfehlung Nr. 1/64 ergebenden 
Verpflichtungen insoweit abzuweichen, als es 
notwendig ist, um die für die Einfuhr bestimm- 
ter Stahlerzeugnisse (Spezialwalzdrähte und 
Elektrobleche) erforderlichen Zollkontingente zu 
gewähren. 

Außerdem hat die Kommission der Bundesregie- 
rung gestattet, daß Zollkontingent für kristall- 
orientierte Elektrobleche für das Kalenderjahr 


Bonn, den 10 März 1976 

Wolfram (Recklinghausen) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Verordnungen — Drucksachen 7/4685, 7/4654, 7/4674 — zuzustimmen. 


Bonn, den 10. März 1976 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Narjes Wolfram (Recklinghausen) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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1975 um 200 t auf insgesamt 1 500 t zu erhöhen, 
da der Bedarf der verarbeitenden Industrie in 
den Monaten November und Dezember 1975 
stark gestiegen war. 

2. Zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl einerseits und 
Israel andererseits wurde am 11. Mai 1975 ein 
Abkommen für den EGKS-Bereich geschlossen, 
das in sachlichem Zusammenhang mit dem gleich- 
zeitig Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
EWG und Israel über den dem EWG-Vertrag 
unterliegenden Warenverkehr steht. 

Das EGKS-Abkommen bedarf zwar der Zustim- 
mung durch die Vertragsparteien gemäß ihren 
eigenem Verfahren, für die Waren des EGKS- 
Bereichs aus Israel soll jedoch der zweite Schritt 
des Zollabbaues auf 20 v. H. der Ausgangszoll- 
sätze gleichzeitig mit der Zollsenkung für die 
Waren des EWG-Bereichs zum 1. Januar 1976 
durchgeführt werden. 

Die Bundesregierung will von den ihr erteilten 
Ermächtigungen Gebrauch machen. Mit Rücksicht 
darauf, daß die Zollkontingente und -aussetzungen 
im Interesse der deutschen Wirtschaft liegen, emp- 
fehle ich namens des Ausschusses für Wirtschaft 
dem Hohen Haus, den Verordnungen zuzustimmen. 



